
in den Köpfen vieler Menschen lebendig. In langwieri­
ger mühevoller Kleinarbeit müssen die Volksmassen 
und damit auch jeder einzelne von der sklavischen Po­
sition des „Ich“ befreit und auf die wirkliche Freiheit 
eröffnende Position des „Wir“ geführt werden. Dieser 
geistige Umwälzungsprozeß basiert zwar auf den neuen, 
sozialistischen Produktionsverhältnissen, muß aber im 
einzelnen im tagtäglichen Kampf um jeden Menschen 
durchgesetzt werden.

Von ausschlaggebender Bedeutung ist hierbei, daß un­
seren Menschen voll bewußt wird, daß sie in Wahrheit 
die Herren der Produktion, die bewußten Gestalter 
der neuen Lebensverhältnisse sind. Eine bedeutende 
Hilfe erweist auch — verbunden mit der allgemeinen 
sozialistischen Erziehung — das richtig angewandte Lei­
stungsprinzip (bzw. Prinzip ' der materiellen Inter­
essiertheit), das die subjektiven Interessen des einzel­
nen mit den objektiven Interessen der Gesellschaft, mit 
dem Geschichtsprozeß verbindet und dadurch den Wider­
spruch zwischen dem Subjektiven und dem Objektiven 
auf der Basis der gesetzmäßigen gesellschaftlichen Ent­
wicklung überwindet.

Soweit der Individualismus und Egoismus des einzel­
nen jedoch noch nicht überwunden ist, stellt er die 
Qelle mannigfaltiger spontan-anarchischer Handlungen 
einzelner dar, die aus alter Tradition heraus die gesell­
schaftlichen Interessen oder die anderer Bürger ver­
letzen und die gesetzmäßige sozialistische Umwälzung 
hemmen.

Diese Ideologie des Egoismus, der Gewinnsucht, des 
Profitstrebens, des Individualismus, der Gleichgültig­
keit usw. gegenüber der Gesellschaft führt zu Handlun­
gen, die den sozialistischen Produktionsbeziehungen 
prinzipiell zuwiderlaufein und in bestimmten Fällen 
auch mit den Mitteln des Strafrechts überwunden wer­
den müssen. Auf sie muß das Strafrecht die gesell­
schaftlichen Kräfte konzentrieren, und solche ideolo­
gischen Erscheinungen müßten daher in einem neuen 
StGB konkret als diejenigen genannt werden, denen 
unser Kampf eigentlich gilt. Diese kapitalistische Ideo­
logie des Egoismus und Individualismus führt im öko­
nomischen Bereich zu Handlungen, die wir bisher als 
Eigentumsdelikte oder als Straftaten gegen die sozia­
listische Wirtschaft charakterisiert und einander gegen- 
übergestellt haben. Aber gerade diese Gegenüberstel­
lung und damit die Anpassung an die frühere Betrach­
tungsweise aus dem Kapitalismus bzw. Imperialismus 
hat uns erschwert und gehindert, das soziale Wesen 
dieser Straftaten tiefer zu erfassen. Bei dieser Zwei­
teilung und schematischen Trennung zwischen Delikten 
gegen das sozialistische Eigentum und gegen die sozia­
listische Wirtschaft erscheinen die sozialistischen Eigen- 
tums(Produktions)verhältnisse als einmal gegebene, 
unveränderliche und in ihrem Bestand strafrechtlich zu 
sichernde bloße Voraussetzungen der Planwirtschaft, 
während andererseits, wiederum für sich betrachtet, der 
plangerechte ungestörte Ablauf unserer Wirtschaft mit 
strafrechtlichen Mitteln geschützt werden soll.

Mit dieser Gegenüberstellung wird der abstrakte 
Formalismus bei den Delikten gegen das Volkseigentum 
gefördert, weil sie im Grunde genommen an kapitalisti­
sche Rechtsvorstellungen und -formen anknüpft, die sich 
ausschließlich auf den strafrechtlichen Schutz des (kapi­
talistischen) Eigentums vor äußeren Störungen be­
schränken konnten und mußten. Denn im übrigen war 
der Ablauf der ökonomischen Prozesse nach den öko­
nomischen Gesetzen des Kapitalismus auf der Basis 
des kapitalistischen Eigentums an den Produktions­
mitteln mit ökonomischem Zwang spontan und selb­
ständig gesichert und gewährleistet, besser als durch 
außerökonomische Mittel. Das kapitalistische Strafrecht 
beschränkte sich auf den Schutz des (kapitalistischen) 
Eigentums als der ökonomischen Basis der kapitalisti­
schen Ordnung vor außerökonomischen Eingriffen wie

Diebstahl, Raub und Unterschlagung oder vor allzu 
groben Verletzungen des Wertgesetzes in der Zirku­
lationssphäre durch Täuschung (Betrug) oder Nötigung 
(Erpressung) des Tausch- bzw. Kaufpartners. Das kapi­
talistische Strafrecht geht also vom Selbstlauf und der 
Spontaneität der handelnden Individuen und ökonomi­
schen Prozesse aus, in denen sich die objektiven Ge­
setze des Kapitalismus blind durchsetzen. Auch die spä­
teren Regelungen im Imperialismus (wie z. B. die Neu­
fassung des § 266 StGB und der Erlaß der Kriegswirt­
schaftsbestimmungen) beruhen auf dieser Grund­
konzeption16.

Der Sozialismus und seine planmäßige Entwicklung 
dagegen sind auf die Befreiung vom ökonomischen 
Zwang des Kapitals, auf die Bewußtheit der Massen 
gegründet, die unter Führung der Partei lernen, ohne 
äußeren ökonomischen Zwang das objektiv und gesell­
schaftlich Notwendige in den ökonomischen Prozessen 
zu tun.

Die Werktätigen verhalten sich nicht nur dadurch 
sozialistisch zum sozialistischen Eigentum, daß sie sich 
nicht an ihm vergreifen, sondern vor allem dadurch, 
daß sie bewußt entsprechend der erkannten historischen 
Notwendigkeit planmäßig produzieren (sowie die an­
deren ökonomischen Prozesse gestalten) und damit das 
sozialistische Eigentum planmäßig mehren und festigen. 
Folglich kommt es für das sozialistische Strafrecht nicht 
auf den Schutz bestehender Eigentumsverhältnisse an 
sich an, sondern auf die F ö r d e r u n g  U n d  S i c h e ­
r u n g  d e r  p l a n g e m ä ß e n  E n t w i c k l u n g ,  
Ausbreitung und Festigung der sozialistischen Ökono­
mik durch die auf das historisch Notwendige gerich­
teten Aktionen der Volksmassen überhaupt. Dabei geht 
es gleichermaßen um die Sicherung der Planwirtschaft, 
des Bestands des vorhandenen sozialistischen Eigen­
tums wie seiner plangemäßen Mehrung in untrenn­
barer Einheit17. Die dauerhafteste und wirksamste Siche­
rung besteht hierbei in der auch durch das Strafrecht 
bewußt zu unterstützenden sozialistischen Erziehung 
des ganzen Volkes und der Überwindung aller die so­
zialistische Ökonomik hemmenden und störenden 
Handlungen.

Die Fehlerhaftigkeit der Trennung der Delikte gegen 
das Volkseigentum und der gegen die sozialistische 
Wirtschaft gerichteten hat sich in unserer Justiz- und 
Gesetzgebungspraxis u. a. darin gezeigt, daß sich fort­
laufend Schwierigkeiten bei der Abgrenzung oder der 
rechtlichen Qualifizierung (z. B. mittels Idealkonkur­
renz) ergeben. Nur schienen uns diese — auf dem Boden 
der bisherigen, d. h. der bürgerlich-positivistischen Re­
gelung und Konzeption — unvermeidbar und natürlich, 
wir nahmen sie ebenso wie andere Abgrenzungspro­
bleme als gegeben hin.

Es wäre also vorzuschlagen, die gesetzliche Regelung 
für die Bekämpfung der Straftaten gegen das sozia­
listische Eigentum und die sozialistische Wirtschaft in 
einem einheitlichen Abschnitt des neuen StGB zusam­
menzufassen. Dieser Abschnitt müßte einleitend unsere 
Menschen auf die Überwindung der entsprechenden 
ideologischen Haupthemmnisse, jener alten Denk- und 
Lebensgewohnheiten orientieren, die sich — indem sie 
zu Straftaten führen — den gesetzmäßigen Aktionen 
des Volkes auf ökonomischem Gebiet entgegenstellen. 
Eine solche Bestimmung müßte allen Bürgern und 
staatlichen Organen die grundsätzliche Richtung weisen, 
in der der Kampf gegen diese Erscheinungen zu führen 
ist, um dadurch unmittelbar die sozialistische Umwäl­
zung zu unterstützen.

Eine solche Bestimmung könnte etwa lauten:
Die Anstrengungen der Werktätigen, die ökonomi­
schen Aufgaben der Vollendung des sozialistischen

16 vgl. dazu im grundsätzlichen: Ulbricht, a. a. O., S. 28/29. 
im einzelnen Buchholz, NJ 1959 S. 308.

17 vgl. auch Schwarz, a. a. O., besonders S. 399/400 und 418.
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